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Christian Olearius Beteiligungsgesellschaft mbH – Ihr Schreiben vom 29. September 2020, Ihr 
Zeichen VIII 3 – 05 20 35 – 6397/2020 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich komme zurück auf die Schreiben vom 27. August 2020, vom 15. September 2020, vom 15. Feb-

ruar 2021, vom 8. Juli 2021, vom 1. Oktober 2021, vom 2. Juni 2022 und vom 2. November 2022, 

vom 3. Januar 2023 und vom 14. Februar 2023. 

Wie Sie der Presse entnommen haben werden, wurde das Verfahren gegen Herrn Dr. Christian Olea-

rius vor dem Landgericht Bonn durch Urteil vom 24. Juni 2024 eingestellt. Bedauerlicher Weise ist 

das Landgericht in dem Urteil auf den Stand des Verfahrens nicht eingegangen, obwohl – ohne Pausen 

– über 105 Stunden verhandelt wurde. Vor diesem Hintergrund füge ich zu Ihrer Information und 

Orientierung über einige besonders wichtige Aspekte des Verfahrens die Erklärung von Herrn Dr. 

Olearius in der Verhandlung vom 24. Juni 2024 (Anlage 1) sowie die Erklärung der Verteidiger zum 

Urteil vom 24. Juni 2024 (Anlage 2) bei. Folgende Punkte, insbesondere aus der Erklärung von Herrn 

Dr. Olearius, betreffen auch die Tätigkeit des Bundesrechnungshofs: 
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1. Bevorzugung der Landesbanken sowie der Großbanken durch das Bundesfinanzminis-

terium und die Finanzministerien der Länder 

In den Schreiben vom 27. August 2020, vom 15. September 2020, vom 15. Februar 2021, vom 8. Juli 

2021, vom 2. Juni 2022 und vom 2. November 2022 hatten wir Sie über die Bevorzugung der Depot-

banken sowie der Landesbanken durch die Finanzverwaltung im Zusammenhang mit Cum/Ex hinge-

wiesen. Die posthume Autobiografie des früheren Bundesfinanzministers Dr. Wolfgang Schäuble mit 

dem Titel „Erinnerungen. Mein Leben in der Politik“ belegt nunmehr, dass diese Bevorzugung aus 

Opportunitätsgesichtspunkten auf politischer Ebene entschieden worden sein dürfte. Im Abschnitt 

„CUMEX UND CUMCUM“ beschreibt Dr. Schäuble unumwunden, dass sowohl die Landesregie-

rungen als auch die jeweils zuständigen Finanzbehörden der Länder bei ihren Cum-Ex-Entscheidun-

gen regelmäßig Rücksicht auf die „in diese Problematik involvierten Landesbanken“ sowie die „Fi-

nanzinstitutionen, die ihren Sitz in deren Bundesland haben,“ genommen haben (Seite 517 der Erin-

nerungen): 

„Da die Steuerverwaltung nach dem Grundgesetz Ländersache ist, sind die Länder auch für 

die Auslegung von Bundesgesetzen zuständig. Um eine einheitliche Praxis zu erreichen, be-

darf es endloser Konferenzen zwischen allen Finanzministerien der Länder und des Bundes – 

und das auf allen Ebenen, vom Referatsleiter über den Abteilungsleiter bis zu den Staatssek-

retären und den Ministern. Die Landesregierungen berücksichtigen dabei immer auch ihre 

vielfach in diese Problematik involvierten Landesbanken und die Finanzinstitutionen, die ih-

ren Sitz in deren Bundesland haben. Die Auslegung war entsprechend schwierig.“ 

Angesichts dieser Aussage sowie der weiteren Aussage von Dr. Schäuble, er persönlich habe im Fall 

Warburg veranlasst, „2017 der Hamburger Finanzbehörde die Anweisung zur Rückforderung“ zu 

geben (Seite 518 der Erinnerungen), stellt sich die Frage, ob die Form der Weisung im Einzelfall statt 

eines allgemeingültigen BMF-Schreibens deshalb gewählt wurde, um zwar im Fall Warburg eine 

Rückforderung durchzusetzen, in anderen Fällen – beispielsweise der WestLB (siehe S. 6 des Schrei-

ben vom 2. November 2022) – aber eine Rückforderung vermeiden zu können. Dies gilt erst recht 

angesichts der Tatsache, dass die Weisung inhaltlich wesentlich auf einen ganz allgemeinen Aspekt 

– die außerbörsliche Ausführung der Geschäfte („over the counter“ – „OTC“) und den wegen dieser 

Ausführung angeblich fehlenden Übergang des wirtschaftlichen Eigentums – gestützt wurde, der die 

meisten Cum/Ex-Geschäfte und insbesondere auch die der früheren WestLB (siehe Seite 35 der Klage 

der Portigon AG als Rechtsnachfolgerin der WestLB gegen den Broker ICAP, Anlage 3) gleicherma-
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ßen betrifft. Jedenfalls aber kann man die – unzutreffende – Behauptung von Dr. Schäuble, das Ver-

halten der hamburgischen Finanzverwaltung habe „den Verdacht begründet, dass in Hamburg jemand 

ein Interesse daran hatte, Warburg vor den Steuernachzahlungen und womöglich auch vor einer 

Strafe zu schützen“ vor diesem Hintergrund in gleicher Weise auf das Bundesfinanzministerium so-

wie die Finanzministerien anderer Länder – unter ihnen Nordrhein-Westfalen – beziehen. Denn was 

sollen das Bundesfinanzministerium und die Landesregierungen bei ihren „vielfach in diese Proble-

matik involvierten Landesbanken“ „berücksichtigt“ haben, wenn nicht das Risiko von Steuernachfor-

derungen zu Lasten des Landeshaushalts und Strafbarkeitsrisiken, auch für die als Aufsichtsräte täti-

gen Finanzminister. Nach alledem bedarf es jedenfalls der Untersuchung durch den Bundesrech-

nungshof, ob auf politischer Ebene entschieden wurde, Kapitalertragsteuer im Zusammenhang mit 

Cum/Ex-Transaktionen von Landesbanken und ggf. anderen Instituten nicht zurückzufordern und 

deshalb (allein und ggf. willkürlich) gegen M.M.Warburg im Wege der Einzelfallweisung vorzuge-

hen. 

2. Nach wie vor keine Ermittlung der Schadenssumme 

Im Schreiben vom 2. November 2022 hatte ich außerdem darauf hingewiesen, dass nicht nachvoll-

ziehbar ist, warum das Bundesfinanzministerium den genauen Schadensbetrag im Zusammenhang 

mit Cum/Ex und Cum/Cum Transaktionen nicht zur Versachlichung der Debatte ermittelt hat. Zwi-

schenzeitlich berichtete die Süddeutsche Zeitung unter Berufung auf „Zahlen des Bundesfinanzmi-

nisteriums“ deutlich geringere Beträge zu Cum/Ex (EUR 7,3 Mrd. – Artikel vom 1. Januar 2024, 

Anlage 4) als kurz zuvor im Bundestag kolportiert wurden (bis zu 35,9 Mrd. – S. 6715, der Anlage 1 

zum Schreiben vom 2. November 2022). 

Zu erinnern ist in diesem Zusammenhang daran, dass Cum/Cum und Cum/Ex-Geschäfte auch und 

vermutlich überwiegend dazu genutzt wurden, die zumindest bis in das Jahr 2013 offensichtlich uni-

onsrechtswidrige Benachteiligung von Steuerausländern (EuGH, Urt. v. 20.10.2011 – Rs. C-284/09, 

Slg. 2011, I-9879, erneut EuGH, Urt. v. 13.11.2019 – Rs. C-641/17, DStR 2019, 2463) auszugleichen 

(siehe auch n-tv-Beitrag vom 12. März 2011, Anlage 5) und nach der Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofs – auch unabhängig von der Frage der Unionsrechtswidrigkeit – zulässig waren (BFH, Urt. 

v. 15.12.1999 – I R 29/97, BStBl. II 2000, 527, BFH, Beschl. v. 20.11.2007 – I R 85/05, BStBl. II 

2013, 287). Es ist daher völlig unverständlich, warum Cum/Ex und Cum/Cum-Transaktionen bei-

spielsweise von dem „Finanzwissenschaftler“ Prof. Dr. Christoph Spengel auch im Zeitraum ab 2000 

als grundsätzlich rechtswidrig und gar kriminell angesehen werden (S. 2 der Anlage 3 zu diesen 

Schreiben). Eine angemessene und zutreffende Schadensschätzung muss außerdem berücksichtigen, 
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dass seit 2007 durchgehend mehr als 50 % der DAX-Aktien in ausländischer Hand liegen und Steu-

erausländer aufgrund der Komplexität der verschiedenen Erstattungsverfahren diese vielfach nicht 

durchgeführt haben bzw. bis heute nicht durchführen. Hierdurch entstanden im Ergebnis nach der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs unionsrechtswidrige Vorteile des deutschen Fiskus. 

 

Wir bitten im Interesse der Versachlichung der vielfach unsachlich geführten Debatte auf eine zutref-

fende Ermittlung der Schadenssumme durch die Finanzverwaltung hinzuwirken. 

Für Rückfragen und weitere Informationen stehe ich Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. R. Hübner 
Rechtsanwalt 
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